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Bericht der Bundesregierung über die Erfahrungen mit der Sommerzeit in 
den Jahren 1980 und 1981 

A. Problem 

Der Deutsche Bundestag hat bei der Verabschiedung des Ge-
setzes über die Zeitbestimmung, das unter anderem eine Er-
mächtigung an die Bundesregierung enthält, durch Rechtsver-
ordnung Sommerzeit einzuführen, am 22. Juni 1978 einen Be-
schluß gefaßt, in dem die Bundesregierung aufgefordert wird, 
im Falle der Einführung der Sommerzeit nach Ablauf der bei-
den ersten Sommerzeitperioden über die mit dieser Zeitver-
schiebung gemachten Erfahrungen — insbesondere in medizi-
nischer, familien- und gesellschaftspolitischer Hinsicht — dem 
Deutschen Bundestag zu berichten und ihn damit in die Lage 
zu versetzen, in Kenntnis aller Vor- und Nachteile erneut dar-
über zu befinden, ob die Umstellung auf die Sommerzeit auch 
für die folgenden Jahre beibehalten werden soll. 

B. Lösung 

Der Bericht der Bundesregierung nimmt auf der Basis eines 
umfangreichen Bestandes an Tatsachen und Beurteilungen zu 
den in den Jahren 1980 und 1981 mit der Sommerzeit in der 
Bundesrepublik Deutschland gewonnenen Erfahrungen Stel-
lung und geht dabei auf Probleme bei der Umstellung der Stun-
denzählung zu Beginn und am Ende der Sommerzeit, Auswir-
kungen der Sommerzeit auf die Gesundheit und auf das Fami- 
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lienleben sowie auf das gesellschaftliche Leben und die private 
Lebensgestaltung ein. Ferner werden die Auswirkungen der 
Sommerzeit in den Bereichen Wirtschaft, Handel, Verkehr, 
Land- und Forstwirtschaft, sowie die Frage des durch die Som-
merzeit bewirkten Energieeinspareffektes dargelegt. Der Be-
richt kommt zu dem Ergebnis, daß die darin aufgezeigten Vor-
teile, die mit der Einführung der Sommerzeit verbunden sind, 
bei weitem die in diesem Zusammenhang aufgetretenen Nach-
teile und Schwierigkeiten überwiegen, und von daher auch 
künftig die Sommerzeit beibehalten werden sollte? 

Die Beschlußempfehlung des Innenausschusses schließt sich 
dieser Wertung an. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag teilt nach Abwägung der Vor- und Nachteile auf der 
Grundlage des Berichts in Drucksache 9/1583 die Auffassung der Bundesregie-
rung, daß unter Berücksichtigung der in den vergangenen Jahren gesammelten 
Erfahrungen auch künftig die Sommerzeit beibehalten werden sollte. 

Bonn, den 12. Mai 1982 

Der Innenausschuß 

Dr. Wernitz 

Vorsitzender 

Broll 	Schäfer (Offenburg) 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Broil und Schäfer (Offenburg) 

Der Bericht der Bundesregierung wurde vom Präsi-
denten des Deutschen Bundestages mit Schreiben 
vom 30. April 1982 gemäß § 80 Abs. 3 der Geschäfts-
ordnung zur Beratung an den Innenausschuß über-
wiesen. Der Innenausschuß hat den Bericht in sei-
ner 36. Sitzung am 12. Mai 1982 beraten und einstim-
mig d ie vorgelegte Beschlußempfehlung angenom-
men. 

Der Deutsche Bundestag hat bei der Verabschie-
dung des Gesetzes über die Zeitbestimmung (Zeitge-
setz) vom 25. Juli 1978 (BGBl. I S. 1110 ber. S. 1262), 
das unter anderem eine Ermächtigung an die Bun-
desregierung enthält, durch Rechtsverordnung 
Sommerzeit einzuführen (§ 3), am 22. Juni 1978 ei-
nen Beschluß gefaßt, in dem die Bundesregierung 
aufgefordert wird, im Falle der Einführung der Som-
merzeit nach Ablauf der beiden ersten Sommerzeit-
perioden über die mit dieser Zeitverschiebung ge-
machten Erfahrungen — insbesondere in medizini-
scher, familien- und gesellschaftspolitischer Hin-
sicht — dem Deutschen Bundestag zu berichten und 
ihn damit in die Lage zu versetzen, in Kenntnis aller 
Vor- und Nachteile erneut darüber zu befinden, ob 
die Umstellung auf die Sommerzeit auch für die fol-
genden Jahre beibehalten werden soll. 

In Erfüllung dieses Beschlusses nimmt der Bericht 
der Bundesregierung auf der Basis eines umfangrei-
chen Bestandes an Tatsachen und Beurteilungen zu 
den in den Jahren 1980 und 1981 mit der Sommerzeit 
in der Bundesrepublik Deutschland gewonnenen Er-
fahrungen Stellung und geht dabei auf Probleme bei 
der Umstellung der Stundenzählung zu Beginn und 

am Ende der Sommerzeit, Auswirkungen der Som-
merzeit auf die Gesundheit und auf das Familienle-
ben  sowie auf das gesellschaftliche Leben und auf 
die private Lebensgestaltung ein. Ferner werden die 
Auswirkungen der Sommerzeit in den Bereichen 
Wirtschaft, Handel, Verkehr, Land- und Forstwirt-
schaft, sowie die Frage des durch die Sommerzeit be-
wirkten Energieeinspareffektes dargelegt. Der Be-
richt kommt zu dem Ergebnis, daß die darin aufge-
zeigten Vorteile, die mit der Einführung der Som-
merzeit verbunden sind, bei weitem die in diesem 
Zusammenhang aufgetretenen Nachteile und 
Schwierigkeiten überwiegen und von daher auch 
künftig die Sommerzeit beibehalten werden sollte. 

Der Innenausschuß hat die Gründlichkeit der Darle-
gungen zu den in dem Bericht abgehandelten Fra-
genbereichen hervorgehoben. Nach Auffassung des 
Ausschusses zeigt der Bericht, daß die Einführung 
der Sommerzeit positiv zu bewerten und beizubehal-
ten ist. Der Ausschuß hält es jedoch für erforderlich, 
daß die Bundesregierung die gesundheitlichen Aus-
wirkungen der Einführung der Sommerzeit, insbe-
sondere im Hinblick auf Kleinkinder, auch weiter-
hin beobachtet. Der Ausschuß sieht es ferner im 
Hinblick auf eine im Bericht erwähnte Modellrech-
nung der Bundesanstalt für Straßenwesen, nach der 
die Gesamtzahl der Straßenverkehrsunfälle mit 
schweren Folgen im Jahre 1980 — bei insgesamt 
rückläufiger Tendenz — ohne Sommerzeit mögli-
cherweise um ca. 0,7 v. H. niedriger gelegen hätte, als 
notwendig an, daß auch die Auswirkungen der Som-
merzeit bezüglich des Individualverkehrs auf der 
Straße von der Bundesregierung weiterhin über-
prüft werden. 

Bonn, den 12. Mai 1982 

Broll 	Schäfer (Offenburg) 

Berichterstatter 


